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Regulierungskammer des Freistaates Bayern 
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Öffentliche Bekanntmachung  
nach § 73 Abs. la EnWG  

Ihr Zeichen Bitte bei Antwort angeben 
Ihre Nachricht vom Unser Zeichen, Unsere Nachricht vom München, 

GR-5932b-13/4/1 20. Mai 2026 

In dem energiewirtschaftsrechtlichen Verwaltungsverfahren gemäß § 29 

Abs. 1 des Gesetzes über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirt-

schaftsgesetz — EnWG) i.V.m. § 21a Abs. 3 Satz 3 Nr. 11 EnWG 

betreffend 

die Vorgaben über die Durchführung der Kostenprüfung zur Bestim-

mung des Ausgangsniveaus für den Zeitraum der fünften Regulie-

rungsperiode der Anreizregulierung vom 1. Januar 2028 bis 31. Dezem-

ber 2032 

für 

die Betreiber von Gasverteilernetzen gern. § 3 Nr. 14 EnWG, die für den Zeit-

raum der fünften Regulierungsperiode der Anreizregulierung am Regelver-

fahren oder am vereinfachten Verfahren der Anreizregulierung teilnehmen 

werden, in der sachlichen und örtlichen Zuständigkeit der Regulierungskam-

mer des Freistaates Bayern 

— nachfolgend der oder die „Netzbetreiber" — 

Hausadresse 
Prinzregentenstr. 28 

80538 München 

Postanschrift 
80525 München 

Telefon Vermittlung E-Mail Öffentliche 
089 2162-0 geschaeftsstelle©regk.bayern.de Verkehrsmittel 

Internet U4, U5 (Lehel) 

www.regulierungskammer- 16, 100 
bayern.de (Nationalmuseum/ 

Haus der Kunst) 
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fasst die Regulierungskammer des Freistaates Bayern als Landesregulie-

rungsbehörde durch 

den Vorsitzenden Johannes Schneider 

die Beisitzerin Julia Rothe 

die Beisitzerin Anja Winkel 

— nachfolgend: „Regulierungskammer" — 

am 20. Mai 2026 folgenden 

Festlegungsbeschluss: 

1. Verpflichtung zur Einreichung von Unterlagen 

a) Die Netzbetreiber sind verpflichtet, sämtliche zur Ermittlung des 

Ausgangsniveaus i.S.d. Tenorziffer 5. RAMEN Gas für die Bestim-

mung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für den Zeitraum 

der fünften Regulierungsperiode der Anreizregulierung erforderli-

chen Unterlagen nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Fest-

legungsbeschlusses fristgemäß einzureichen. 

b) Die unter Tenorziffer 1. Buchstabe a) dieses Beschlusses ge-

nannten Unterlagen sind 

aa) durch diejenigen Netzbetreiber, die für den Zeitraum der 

fünften Regulierungsperiode der Anreizregulierung am Re-

gelverfahren der Anreizregulierung teilnehmen, bis zum 

3. August 2026  und 

bb) durch diejenigen Netzbetreiber, denen die Regulierungs-

kammer nach Tenorziffer 16.6 Sätze 1 und 2 RAMEN Gas 

i.V.m. Tenorziffer 1. des Beschlusses der Regulierungskam-

mer vom 23. Februar 2026, Az. GR-5932b-13/2/2 für den 

Zeitraum der fünften Regulierungsperiode der Anreizregulie-

rung eine Genehmigung zur Teilnahme am vereinfachten 
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Verfahren der Anreizregulierung erteilt hat, bis zum 1. Okto-

ber 2026  

vollständig einzureichen. 

c) Die unter Tenorziffer 1. Buchstabe a) dieses Beschlusses ge-

nannten Unterlagen und etwaige sonstige Mitteilungen sind bei 

dem jeweils für den Netzbetreiber zuständigen Sachgebiet 22 der 

nach der Geschäftsordnung der Regulierungskammer für deren 

Unterstützung verantwortlichen Bezirksregierung einzureichen. 

Auf § 4 Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 4 der Geschäftsordnung der Re-

gulierungskammer, die in ihrer jeweils gültigen Fassung auf der 

Internetseite der Regulierungskammer (www.regulierungskam-

 

mer-bayern.de Rechtlicher Rahmen Organisationsrechtli-

 

cher Rahmen der Regulierungskammer --> Geschäftsordnung der 

Regulierungskammer) veröffentlicht ist, wird hingewiesen. 

d) Die Einreichung der unter Tenorziffer 1. Buchstabe a) dieses Be-

schlusses genannten Unterlagen und etwaige sonstige Mitteilun-

gen soll vollständig in elektronischer Form erfolgen; auf Tenorzif-

fer 2. Satz 4 Buchstabe a) Satz 3 dieses Beschlusses wird hinge-

wiesen. Dabei müssen die elektronisch eingereichten Dokumente 

für die Regulierungskammer und das jeweilige Sachgebiet 22 der 

betroffenen Bezirksregierung unter Verwendung entsprechender 

Softwareprogramme automatisch durchsuchbar sein. Die vorste-

henden Sätze 1 und 2 gelten insbesondere auch für tabellarische 

Darstellungen. 

2. Verpflichtungen betreffend Erhebungsbogen 

Die Netzbetreiber sind verpflichtet, die zur Ermittlung des Ausgangsni-

veaus i.S.d. Tenorziffer 5. RAMEN Gas zur Bestimmung der kalender-

jährlichen Erlösobergrenzen für den Zeitraum der fünften Regulierungs-

periode der Anreizregulierung erforderlichen Daten in einen Erhe-

bungsbogen einzutragen und diesen zu übermitteln. Hierzu ist aus-
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schließlich die Excel-Datei zu verwenden, die von der Regulierungs-

kammer auf ihrer Internetseite (abrufbar unter: wvvw.regulierungskam-

mer-bayern.de —> Veröffentlichungen —> Veröffentlichungen zu Festle-

gungen der Bundesnetzagentur —> Festlegung Datenerhebung Erlös-

obergrenze fünfte Regulierungsperiode Gas —> Erhebungsbogen für 

die fünfte Regulierungsperiode Gas) (nachfolgend „Erhebungsbo-

gen") zum Download bereitgestellt wird. Tenorziffer 1. dieses Beschlus-

ses gilt für den Erhebungsbogen entsprechend. Im Einzelnen gilt für die 

Verwendung des Erhebungsbogens Folgendes: 

a) Beim Ausfüllen ist die aktuellste Version der Excel-Datei mit Blatt-

schutz zu verwenden. Es darf keine Veränderung an der Struktur 

der Excel-Datei vorgenommen werden. Der Erhebungsbogen 

muss, in Abweichung zu Tenorziffer 1. Buchstabe d) Satz 1 dieses 

Beschlusses, elektronisch eingereicht werden. 

b) Beim Ausfüllen des Erhebungsbogens sind die Ausfüllhinweise zu 

beachten, die auf der Internetseite der Regulierungskammer unter 

nachfolgender Adresse abrufbar sind (vvvvw.regulierungskammer-

bayern.de —> Veröffentlichungen —> Veröffentlichungen zu Festle-

gungen der Bundesnetzagentur —> Festlegung Datenerhebung 

Erlösobergrenze fünfte Regulierungsperiode Gas --> Anlage 2). 

c) Der Erhebungsbogen ist unter Beachtung der nachfolgenden Hin-

weise grundsätzlich vollständig und richtig auszufüllen. Jedoch 

können die Netzbetreiber zum Zwecke der Verfahrensvereinfa-

chung auf die Eingabe folgender Informationen verzichten: 

aa) Tabellenblatt A_Stammdaten, Ziffer III. (Informationen zu 

Vertragsverhältnissen zum Bezug von Dienstleistungen): mit 

Ausnahme (1) der Kosten für von verbundenen Unterneh-

men erbrachte Dienstleistungen, die 5% der angepassten 

Erlösobergrenze 2025 (ohne vorgelagerte Netzkosten) über-

steigen und (2) die fünf wertmäßig größten, von nicht ver-

bunden Unternehmen erbrachten Dienstleistungen. 
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bb) Tabellenblatt A3_Hinzu_Kürz: mit Ausnahme der Daten für 

die Jahre 2024 und 2025, wobei wiederum die zwei Spalten 

umfassende Spalte zu „Korrektur Bilanz" auf die Angaben zu 

Hinzurechnungen und Kürzungen verzichtet werden kann, 

sofern nicht die „Bilanzposition Vorräte" betroffen ist. 

d) Betreffend das Tabellenblatt C1_Sonstiges sind die Netzbetreiber 

lediglich verpflichtet, folgende Angaben einzutragen: 

aa) für die Jahre 2021, 2022 und 2023 jeweils die Werte für 

nachfolgende Positionen: 3. Andere aktivierte Eigenleistun-

gen, 5.2.3 Aufwendungen für durch Dritte erbrachte Be-

triebsführung, 5.2.4 Aufwendungen für durch Dritte er-

brachte Wartungs- und Instandhaltungsleistungen, 6. Perso-

nalaufwand, 8.4 Wartung und Instandsetzung, 8.10 Rechts-

und Beratungskosten, 8.14 Einzelwertberichtigungen, 8.15 

Pauschalwertberichtigungen sowie 8.16 Abschreibungen 

auf Forderungen und 

bb) für die Jahre 2024 und 2025 jeweils die Werte für nachfol-

gende Positionen: 1.5 Sonstige Erlöse, 4.7 Andere sonstige 

Erträge, 5.1.6 Sonstiges, 5.2.7 Sonstiges, 8.19 Sonstiges 

sowie 15.3 Sonstiges. 

3. Verpflichtung zur Erstellung eines Berichts nebst Anhang und Anlagen 

Die Netzbetreiber sind verpflichtet, einen Bericht über die Ermittlung der 

Kosten nebst Anhang und Anlagen zu erstellen und zu übermitteln. Te-

norziffer 1. dieses Beschlusses gilt entsprechend, wobei Tenorziffer 1. 

Buchstabe d) Sätze 2 und 3 dieses Beschlusses auf den Anhang und 

die Anlagen zum Bericht nicht anzuwenden sind. Der Bericht nebst An-

hang und Anlagen ist in der Struktur und mit dem Inhalt zu erstellen, 

wie dies jeweils in der Datei vorgegeben ist, die auf der Internetseite 

der Regulierungskammer unter nachfolgender Adresse abrufbar ist: 

www.regulierungskammer-bayern.de —> Veröffentlichungen —> Veröf-

fentlichungen zu Festlegungen der Bundesnetzagentur —> Festlegung 
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Datenerhebung Erlösobergrenze fünfte Regulierungsperiode Gas —› 

Anlage 1. 

4. Netzbetreiber mit mehreren Netzgebieten 

Netzbetreiber, die mehrere Netzgebiete betreiben, haben für jedes die-

ser Netzgebiete jeweils einen gesonderten Erhebungsbogen gern. Te-

norziffer 2. dieses Beschlusses sowie einen gesonderten Bericht über 

die Netzkosten nebst Anhang und Anlagen gern. Tenorziffer 3. dieses 

Beschlusses auszufüllen und zu übermitteln. Hierbei sind die einzelnen 

Netzgebiete namentlich zu bezeichnen und jedem Netzgebiet jeweils 

eine eigene fortlaufende Netznummer zuzuordnen. Eine Beantragung 

von separaten Netznummern bei der Regulierungskammer oder bei der 

Bundesnetzagentur ist hierfür nicht erforderlich. Tenorziffer 1. dieses 

Beschlusses ist anzuwenden. 

5. Vollständiger Netzübergang nach Ablauf des Basisjahres 

Hat ein Netzbetreiber nach Ablauf des nach Tenorziffer 2.2, 2.3 

Satz 2 RAMEN Gas maßgeblichen Geschäftsjahres das Netz eines an-

deren Netzbetreibers vollständig übernommen, hat er für dieses Netz 

einen gesonderten Erhebungsbogen nach Tenorziffer 2. dieses Be-

schlusses und einen gesonderten Bericht nebst Anlagen und Anhang 

nach Tenorziffer 3. dieses Beschlusses zu übermitteln. Tenorziffer 1. 

dieses Beschlusses gilt entsprechend. 

6. Überlassung betriebsnotwendiger Anlagegüter 

a) Soweit ein Dritter einem Netzbetreiber betriebsnotwendige Anla-

gengüter überlassen hat, ist der Netzbetreiber verpflichtet, einen 

gesonderten Erhebungsbogen für diesen Dritten unter Angabe ei-

ner sog. Verpächtemummer und des Namens des Dritten zu be-

füllen (folgend „Verpächter-Erhebungsbogen"). Tenorziffern 2. 

und 3. dieses Beschlusses gelten, mit Ausnahme von Tenorzif-

fer 2. Buchstaben c) und d) dieses Beschlusses, für den Verpäch-

ter-Erhebungsbogen entsprechend. Der Netzbetreiber hat den 
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Verpächter-Erhebungsbogen für sämtliche von dem Dritten über-

lassenen betriebsnotwendigen Anlagengüter nach Maßgabe des 

folgenden Satzes richtig ausgefüllt zu übermitteln: Vom Netzbe-

treiber sind nur die Tabellenblätter A_Stammdaten, B_Bilanz, 

C_GuV (mit Ausnahme der Daten für das Jahr 2024), C1_Sonsti-

ges (mit Ausnahme der Daten für die Jahre 2021 bis 2024), 

D1_SAV, D2 Zuschüsse und D3_VVAV vollständig zu befüllen; 

die weiteren Tabellenblätter sind nicht zu befüllen. 

b) Werden dem Netzbetreiber betriebsnotwendige Anlagegüter von 

mehreren Dritten überlassen, ist für jeden dieser Dritten durch den 

Netzbetreiber ein gesonderter Verpächter-Erhebungsbogen aus-

zufüllen und zu übermitteln. Dabei ist für jeden Dritten eine eigene 

sog. Verpächtemummer zu verwenden; diese ist fortzuführen. 

Eine Beantragung von Verpächtemummem bei der Bundesnetz-

agentur oder der Regulierungskammer ist nicht erforderlich. 

7. Erbringung von Dienstleistungen durch verbundene Unternehmen 

a) Soweit gegenüber dem Netzbetreiber von einem mit ihm verbun-

denen dritten Unternehmen im Sinne des § 6b Abs. 2 Satz 1 

EnWG i.V.m. § 271 HGB Dienstleistungen erbracht wurden, und 

sofern die Kosten für eine einzelne Dienstleistung 5 % der ange-

passten, um die vorgelagerten Netzkosten bereinigte Erlösober-

grenze für das Kalenderjahr 2025 übersteigen, ist der Netzbetrei-

ber verpflichtet, einen gesonderten Erhebungsbogen (folgend 

„Dienstleister-Erhebungsbogen") zu befüllen. In diesem Fall hat 

der Netzbetreiber den Dienstleister-Erhebungsbogen unter An-

gabe aller von diesem mit ihm verbundenen Unternehmen er-

brachten Dienstleistungen nach Maßgabe des folgenden Satzes 

richtig ausgefüllt zu übermitteln: Vom Netzbetreiber sind nur die 

Tabellenblätter A_Stammdaten, C_GuV, Cl_Sonstiges (mit Aus-

nahme der Daten für die Jahre 2021 bis 2023), D1_SAV, D2_Zu-

 

schüsse und D3 WAV vollständig zu befüllen; die weiteren _Tabel-

lenblätter sind nicht zu befüllen. Tenorziffern 2. und 3. dieses Be-

schlusses gelten, mit Ausnahme von Tenorziffer 2. Buchstaben c) 
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und d) dieses Beschlusses, für den Dienstleister-Erhebungsbo-

gen entsprechend. 

b) Bei der Erbringung von Dienstleistungen durch mehrere verbun-

dene Dritte, die die unter Tenorziffer 7. Buchstabe a) Satz 1 die-

ses Beschlusses genannte Kostenschwelle überschreiten, ist der 

jeweilige Dienstleister namentlich zu benennen und jeweils eine 

gesonderte, fortlaufende Dienstleistungsnummer zu verwenden. 

Dabei ist für jeden Dritten eine eigene sog. Dienstleistungsnum-

mer zu verwenden; diese ist fortzuführen. Eine Beantragung von 

Dienstleistungsnummern bei der Bundesnetzagentur oder der Re-

gulierungskammer ist nicht erforderlich. 

8. Es wird darauf hingewiesen, dass dieser Festlegungsbeschluss am Tag 

nach der Bekanntmachung im Amtsblatt der Regulierungskammer, dem 

Bayerischen Ministerialblatt, als zugestellt und bekanntgegeben gilt. 

9. Für die Entscheidungen unter Tenorziffern 1. bis 8. dieses Festlegungs-

 

beschlusses werden keine Kosten erhoben. 
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Begründung: 

Die Netzbetreiber betreiben jeweils ein Gasverteilernetz auf dem Gebiet des 

Freistaates Bayern. An das Gasverteilernetz des Netzbetreibers sind jeweils 

weniger als 100.000 Kunden unmittelbar oder mittelbar angeschlossen. 

Überdies reichen die Netzgebiete der jeweiligen Netzbetreiber nicht über das 

Gebiet des Freistaates Bayern hinaus. 

Die Netzbetreiber werden mit ihren Gasverteilernetzen an der fünften Regu-

lierungsperiode der Anreizregulierung der Energieversorgungsnetze im 

Sinne von § 21a Abs. 1 EnVVG i. V. m. Tenorziffern 2.1 Satz 1, 2.2, 2.3 Satz 1, 

3.1 des Beschlusses der Großen Beschlusskammer Energie der Bundes-

netzagentur vom 08. Dezember 2025, Gz. GBK-25-01-2#1 (nachfolgend 

„RAMEN Gas") im Zeitraum vom 01. Januar 2028 bis 31. Dezember 2032 

teilnehmen. 

Die Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für die Gasvertei-

lernetze der Netzbetreiber für den Zeitraum der fünften Regulierungsperiode 

der Anreizregulierung (§ 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. Tenorziffern 2.1 Satz 2, 

4.1 Satz 1 RAMEN Gas) durch die zuständige Regulierungsbehörde setzt 

die Ermittlung des Ausgangsniveaus im Sinne der Tenorziffern 2.3 Satz 2, 5 

RAMEN Gas i.V.nn. Tenorziffern 2 Satz 1 Buchstabe a), 3.1, 3.2 des Be-

schlusses der Großen Beschlusskammer Energie der Bundesnetzagentur 

vom 08. Dezember 2025, Gz. GBK-24-02-2#3 (nachfolgend „GasNEF") vo-

raus. Dabei wird das Ausgangsniveau für die Bestimmung der kalenderjähr-

lichen Erlösobergrenzen durch die zuständige Regulierungsbehörde im 

Wege einer Kostenprüfung auf Grundlage des in RAMEN Gas bestimmten 

Basisjahres ermittelt, gem. Tenorziffern 2 Satz 1 Buchstabe a), 3.1, 3.2 Gas-

NEF. Nach Tenorziffer 2.3 Satz 2 RAMEN Gas ist Basisjahr das Bezugsjahr 

zur Bestimmung des Ausgangsniveaus, wobei dieses Bezugsjahr das dritt-

letzte Kalenderjahr vor Beginn der Regierungsperiode ist. Für die fünfte Re-

gulierungsperiode der Anreizregulierung ist nach Tenorziffer 2.2 RAMEN 
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Gas das Basisjahr 2025. Demnach erfolgt für die Festlegung der kalender-

jährlichen Erlösobergrenzen für die fünfte Regulierungsperiode der Anreiz-

regulierung die Kostenprüfung im Gasbereich auf Grundlage der Daten des 

Basisjahres 2025. 

Mit durch die Sachgebiete 22 der bayerischen Bezirksregierungen namens 

und im Auftrag der Regulierungskammer an sämtliche Betreiber von Gasver-

teilernetzen in Zuständigkeit der Regulierungskammer versandten Rund-E-

Mail hat die Regulierungskammer von Amts wegen Ende März/ Anfang April 

2026 das Verfahren zur Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

des Gasverteilernetzes der jeweiligen Netzbetreiber für die fünfte Regulie-

rungsperiode der Anreizregulierung eingeleitet (Tenorziffer 4.1 Satz 2 RA-

MEN Gas i.V.m. Tenorziffer 1 Satz 1 des Beschlusses der Regulierungskam-

mer vom 23. Februar 2026, Az. GR-5932b-13/2/2 (nachfolgend „Annexfest-

legung RAEffNef Gas")). Überdies hat die jeweilige Regierung den betroffe-

nen Netzbetreibern mit vorgenannter Rund-E-Mail den Umfang und die Form 

der für die Durchführung der Kostenprüfung sowie die Fristen zur Einrei-

chung der Daten bei der jeweils zuständigen Regierung mitgeteilt. Den be-

troffenen Netzbetreibern wurde so die Gelegenheit gegeben, zu der von der 

Regulierungskammer beabsichtigten Datenabfrage für die Bestimmung des 

Ausgangsniveaus betreffend die fünfte Regulierungsperiode der Anreizregu-

lierung nebst Erstellung eines entsprechenden Berichts bis zum 24. April 

2026 Stellung zu nehmen (sog. Anhörung). Bis zum Ablauf der Anhörungs-

frist gingen insgesamt vier Stellungnahmen bei der Regulierungskammer 

und den Bezirksregierungen ein. 

Überwiegend wurde begrüßt, dass die Regulierungskammer gegenüber den 

Vorgaben der Beschlusskammer 9 der Bundesnetzagentur einen deutlich re-

duzierten Umfang der Datenabfrage und der Erläuterungspflichten beabsich-

tige. Es wurde jedoch vorgetragen, dass der Umfang der abgefragten Daten 

teilweise unverhältnismäßig hoch sei und erheblichen Aufwand verursachen 

würde. Dies widerspräche dem angestrebten Bürokratieabbau. 



— 11 — 

In mehreren Stellungnahmen wurde betont, die Erläuterungspflicht für die 20 

größten Wartungs- und Instandhaltungsmaßnahmen über 2 Jahre sei unver-

hältnismäßig. Diese Auflistung würde nur einen Teil der den Positionen zu-

geordneten Beträgen betreffen, so dass Zweifel an dem Informationsgehalt 

und Erkenntnisgewinn der Abfrage für die Kostenprüfung bestünden. Ent-

sprechendes gelte ebenfalls hinsichtlich der gesonderten Aufstellung be-

stimmter Kostenarten im Tabellenblatt „C1_Sonstiges", welche zudem teils 

betreffend den abgefragten Zeitraum als zu weitgehend erachtet wurden. In 

mehreren Stellungnahmen wurde gefordert, auf die Abfrage zu anderen Tä-

tigkeitsbereichen innerhalb des Gasbereiches sowie anderer Sparten solle 

verzichtet werden. Denn all diese Daten würden für die Kostenprüfung je-

weils keinen Nutzen liefern. Überdies solle von einer Abfrage der Anzahl der 

aktiven und inaktiven Mitarbeiter, für die geltend gemachte Versorgungsleis-

tungen anfielen, abgesehen werden. Denn die Abfrage führe netzbetreiber-

seitig zu einem unverhältnismäßigen Mehraufwand ohne Mehrwert. Zudem 

sei die Abfrage des Rückstellungsspiegels - insbesondere betreffend den ab-

gefragten Zeitraum - zu umfassend und für die Kostenprüfung nicht erforder-

lich. Es wurde vorgetragen, lediglich die Rückstellungen, die in Zusammen-

hang mit Kostenanteilen stünden, die nicht dem Effizienzvergleich unterlie-

gen, seien von Interesse. Neben inhaltlichen Punkten wurden wenige Hin-

weise zu Fehlern, insbesondere solchen in Summenformeln vorgetragen. 

Vereinzelt wurden weitere Verbesserungsmöglichkeiten betreffend den Er-

hebungsbogen gefordert. 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Verfahrensakte Be-

zug genommen. 
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Die Festlegungen unter Tenorziffern 1. bis 7. dieses Festlegungsbeschlusses 

beruhen auf § 29 Abs. 1 EnVVG i.V.m. § 21a Abs. 3 Satz 3 Nr. 11 EnWG. 

1. Rechtsgrundlagen 

Gern. § 21a Abs. 3 Satz 3 Nr. 11 EnVVG kann die Regulierungsbehörde Re-

gelungen zur Erhebung der für die Durchführung einer Anreizregulierung er-

forderlichen Daten durch die Regulierungsbehörde, einschließlich Umfang, 

Zeitpunkt und Form, insbesondere zu den zulässigen Datenträgern und 

Übertragungswegen, treffen. 

Dies ist hier der Fall. Denn für die Durchführung der Anreizregulierung bedarf 

es einer Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für die Gasver-

teilernetze der Netzbetreiber für den Zeitraum der fünften Regulierungsperi-

ode der Anreizregulierung, welche wiederum die Ermittlung des Ausgangsni-

veaus im Wege einer Kostenprüfung auf Grundlage von Daten des Basisjah-

res 2025 voraussetzt (§ 29 Abs. 1 EnVVG i.V.m. Tenorziffern 2.1 Satz 2, 2.2, 

2.3, 3.1, 4.1 Satz 1, 5 RAMEN Gas i.V.m. Tenorziffern 2 Satz 1 Buchstabe 

a), 3.1, 3.2 GasNEF). 

Die in RAMEN Gas und in der GasNEF enthaltenen Regelungen sind jeweils 

zum 01. Januar 2026 in Kraft getreten. Die Große Beschlusskammer Energie 

der Bundesnetzagentur hat - von dem ihr nach § 73 Abs. la Satz 1 EnVVG 

zustehenden Ermessen Gebrauch machend - RAMEN Gas gern. § 73 

Abs. la Satz 2 EnVVG zustellungsersetzend öffentlich bekannt gemacht und 

den verfügenden Teil von RAMEN Gas, die Rechtsbehelfsbelehrung und ei-

nen Hinweis auf die Veröffentlichung der vollständigen Entscheidung auf ih-

rer Internetseite am 17. Dezember 2025 im Amtsblatt der Bundesnetzagen-

tur Nr. 24/2025 unter Mitteilung Nr. 347 bekannt gemacht. Überdies hat die 

Große Beschlusskammer Energie der Bundesnetzagentur - ebenfalls von 

dem ihr nach § 73 Abs. la Satz 1 EnVVG zustehenden Ermessen Gebrauch 
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machend - die GasNEF gern. § 73 Abs. la Satz 2 EnWG zustellungserset-

zend öffentlich bekannt gemacht und den verfügenden Teil der GasNEF, die 

Rechtsbehelfsbelehrung und einen Hinweis auf die Veröffentlichung der voll-

ständigen Entscheidung auf ihrer Internetseite am 17. Dezember 2025 im 

Amtsblatt der Bundesnetzagentur Nr. 24/2025, Mitteilung Nr. 348, veröffent-

licht. Gemäß § 73 Abs. la Satz 3 EnWG gelten daher die Regelungen so-

wohl in RAMEN Gas als auch in der GasNEF mit dem Tage im Sinne von 

§ 73 Abs. 1 EnWG als zugestellt, an dem seit dem Tag der Bekanntmachung 

im Amtsblatt zwei Wochen verstrichen sind. 

Einer Anwendung der in RAMEN Gas und GasNEF enthaltenen Regelungen 

steht dabei insbesondere auch nicht entgegen, dass gem. Art. 15 Abs. 2 und 

Abs. 5 des Gesetzes zur Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an unions-

rechtliche Vorgaben und zur Änderung weiterer energierechtlicher Vorschrif-

ten vom 22. Dezember 2023 (BGBI. 1 Nr. 405, nachfolgend: „EnWG-No-

velle"), die Regelungen der Verordnung über die Entgelte für den Zugang zu 

Gasversorgungsnetzen (Gasnetzentgeltverordnung — GasNEV) erst mit Ab-

lauf des 31. Dezember 2027 und die Regelungen der Verordnung über die 

Anreizregulierung der Energieversorgungsnetze (Anreizregulierungsverord-

nung — ARegV) erst mit Ablauf des 31. Dezember 2028 außer Kraft treten 

werden. Grundsätzlich bleiben die vorstehend genannten Verordnungen also 

noch für die vierte Regulierungsperiode der Anreizregulierung im Gasbereich 

anwendbar. Diese gesetzgeberische Entscheidung fiel vor dem Hintergrund 

des national etablierten Regulierungssystems fünfjähriger Regulierungsperi-

oden im Netzentgeltbereich und trägt dem Umstand und Anliegen Rechnung, 

den Rechtsrahmen für eine gesamte Regulierungsperiode möglichst stabil zu 

belassen. Denn Rechtsänderungen während einer laufenden Regulierungs-

periode sind grundsätzlich mit Diskontinuität und Rechtsunsicherheit verbun-

den. All dies soll durch Übergangsregelungen zur Weitergeltung der materiell 

europarechtskonformen Vorgaben vermieden werden (zu alledem vgl. auch 

BT-DRs. 20/7310, S. 51 f.). Vorstehende gesetzgeberische Entscheidung 

soll aber nicht die durch die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes 

(Urteil vom 02. September 2021, Rechtssache C 718/18) erforderlich gewor-

dene und durch die EnWG-Novelle gerade bezweckte (zeitnahe) Ermögli-
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chung der europarechtskonfornnen Schaffung eines nationalen Regulie-

rungsrahmen hindern (vgl. hierzu auch BT-DRs. 20/7310, S. 51). Es wird da-

her (letztlich im umgekehrten Sinne) angesichts der Anordnung in Art. 15 

Abs. 1 der EnWG-Novelle und dem sich daraus ergebenen grundsätzlichen 

Inkrafttreten der Regelungen der EnWG-Novelle zum 29. Dezember 2023 er-

reicht, dass die bisher in der ARegV und in der GasNEV enthaltenen Rege-

lungen vollständig durch Festlegungen der jeweils zuständigen Regulie-

rungsbehörde gern. § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. §§ 21 Abs. 3 Sätze 1 bis 4 und 

21a Abs. 3 Sätze 1 bis 3 EnWG (in der seit dem 29. Dezember 2023 gültigen 

Fassung) ersetzt werden können. Gern. § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. §§ 21 

Abs. 3 Satz 5 und 21a Abs. 3 Satz 4 EnWG (in der seit dem 29. Dezem-

ber 2023 gültigen Fassung) können die in der ARegV und GasNEV jeweils 

enthaltenen Regelungen bereits vor ihrem jeweiligen Außerkrafttreten durch 

Festlegungen der zuständigen Regulierungsbehörde abgeändert oder er-

gänzt werden. Dies berücksichtigend und der Systematik des Anreizregulie-

rungsmodelles folgend treten die Regelungen in RAMEN Gas daher nicht 

erst nach dem Außerkrafttreten der ARegV und der GasNEV in Kraft, son-

dern beanspruchen zeitlich aufgrund der vorgelagerten Kostenprüfung be-

reits während der vierten Regulierungsperiode der Anreizregulierung, die im 

Gasbereich mit Ablauf des 31. Dezember 2027 enden wird, mit Auswirkun-

gen, auf die fünfte Regulierungsperiode der Anreizregulierung Geltung. Letz-

tere wird gern. Tenorziffer 2.2 RAMEN Gas zum 01. Januar 2028 beginnen 

und gern. Tenorziffern 2.3 Satz 1 und 3.1 RAMEN Gas mit Ablauf des 31. 

Dezember 2032 enden. Das erste Basisjahr, in dem die neuen Regelungen 

der GasNEF und von RAMEN Gas jeweils zur Anwendung kommen, ist im 

Bereich der Gasverteiler- und Fernleitungsnetzbetreiber das Jahr 2025 (zu 

alledem Begründung zu RAMEN Gas, Rn. 764, Begründung zu GASNEF, 

Rn. 200). 

Sowohl die Regelungen des Beschlusses der Regulierungskammer vom 23. 

Februar 2026, Gz. GR-5932b-13/1/2 (folgend „Annexfestlegung KIstNe 

Gas") als auch die Regelungen der Annexfestlegung RAEffNef Gas, sind je-

weils zum 12. März 2026 in Kraft getreten. Die Regulierungskammer hat 

— von dem ihr nach § 73 Abs. la Satz 1 EnWG zustehenden Ermessen Ge-
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brauch machend — diese gemäß § 73 Abs. 1 a Satz 2 EnVVG jeweils zustel-

lungsersetzend öffentlich bekannt gemacht. Hierzu hat die Regulierungskam-

mer den verfügenden Teil der Annexfestlegung KIstNe Gas, die Rechtsmit-

telbelehrung und einen Hinweis auf die Veröffentlichung der vollständigen 

Entscheidung auf ihrer Internetseite am 11. März 2026 unter Mitteilung 

Nr. 102 im Bayerischen Ministerialblatt 2026, dem Amtsblatt der Regulie-

rungskammer, bekannt gemacht. Überdies hat die Regulierungskammer den 

verfügenden Teil der Annexfestlegung RAEffNef Gas, die Rechtsmittelbeleh-

rung und einen Hinweis auf die Veröffentlichung der vollständigen Entschei-

dung auf ihrer Internetseite am 11. März 2026 unter Mitteilung Nr. 101 im 

Bayerischen Ministerialblatt 2026, dem Amtsblatt der Regulierungskammer, 

bekannt gemacht. Die vollständige Annexfestlegung KIstNe Gas und die voll-

ständige Annexfestlegung RAEffNef Gas sind jeweils seit dem 06. März 2026 

auf der Internetseite der Regulierungskammer (unter www.regulierungskam-

mer-bayern.de) veröffentlicht und abrufbar. 

2. Zuständigkeit 

Die Regulierungskammer ist für die Festlegung der Vorgaben zur Durchfüh-

rung der Kostenprüfung zur Bestimmung des Ausgangsniveaus von Gasver-

teilernetzbetreibern sachlich und örtlich zuständig. 

Die sachliche Zuständigkeit der Regulierungskammer folgt aus § 54 Abs. 1, 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 EnWG und Art. 1 Abs. 1 Satz 1 des Bayerischen 

Gesetzes über wirtschafts-, energiewirtschafts- und vergaberechtliche Vor-

schriften (BayWiVG) vom 24. Januar 2005 (GVBI S. 17) in der am 23. De-

zember 2025 (GVBI. S. 663) zuletzt geänderten und aktuell gültigen Fas-

sung. 

Die örtliche Zuständigkeit der Regulierungskammer folgt aus Art. 3 Abs. 1 

Nr. 2 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetztes (BayVwVfG) vom 

23. Dezember 1976 (BayRS II S. 213 und BayRS 2010-1-1) in der gültigen 

Fassung, da es sich bei den durch die Netzbetreiber betriebenen Gasvertei-

lernetzen jeweils um Unternehmen oder Betriebsstätten handelt, die auf dem 

Gebiet des Freistaates Bayern gelegen sind. 
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Die Regulierungskammer wird bei der Erfüllung und dem Vollzug ihrer Auf-

gaben als Landesregulierungsbehörde gemäß Art. 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 

BayWiVG i.V.m. § 42 Abs. 2 Satz 1 der Zuständigkeitsverordnung (ZustV) 

vom 16. Juni 2015 (GVBI. S. 184) in der gültigen Fassung durch die Regie-

rungen unterstützt. Dabei unterliegen die Regierungen der alleinigen Fach-

aufsicht durch die Regulierungskammer (Art. 10 Abs. 2 Satz 2 BayWiVG). 

Die Unterstützung der Regulierungskammer durch die Regierungen erfolgt 

in Form eines organisationsrechtlichen Mandats, so dass die Regierungen 

im Außenverhältnis im Namen der Regulierungskammer tätig werden (LT-

Drs. 16/13684, S. 9). 

Die Regulierungskammer entscheidet grundsätzlich in der Besetzung mit ei-

nem Vorsitzenden und zwei Beisitzern (Art. 3 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 

BayWiVG). Eine Übertragung des Verwaltungsverfahrens auf einen Beisitzer 

zur alleinigen Entscheidung gemäß Art. 3 Abs. 2 BayWiVG ist nicht erfolgt. 

3. Materielle Rechtmäßigkeit 

In materiell-rechtlicher Hinsicht liegen die Voraussetzungen für den Erlass 

der Festlegungen unter Tenorziffern 1. bis 7. dieses Beschlusses vor: 

Gemäß § 21a Abs. 1 Satz 1 EnWG können nach Maßgabe von Festlegun-

gen der Regulierungsbehörde nach § 29 Abs. 1 EnWG Entgelte für den Netz-

zugang der Betreiber von Energieversorgungsnetzen ergänzend zu einer 

Entgeltbildung nach § 21 EnWG auch durch eine Methode bestimmt werden, 

die Anreize für eine effiziente Leistungserbringung setzt (Anreizregulierung). 

Dabei kann die Regulierungsbehörde im Rahmen ihrer Befugnisse gemäß 

§ 21a Abs. 3 Satz 3 EnWG insbesondere Regelungen treffen (Nr. 11) zur 

Erhebung der für die Durchführung einer Anreizregulierung erforderlichen 

Daten einschließlich Umfang, Zeitpunkt und Form, insbesondere zu den zu-

lässigen Datenträgern und Übertragungswegen. 

Die einzelnen Festlegungen dienen einem legitimen Zweck, sind geeignet, 

erforderlich, angemessen und verhältnismäßig. Schließlich hat die Regulie-

rungskammer auch das ihr jeweils zustehende Regulierungsermessen feh-

lerfrei und daher pflichtgemäß ausgeübt. 
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Im Einzelnen: 

a. Legitimer Zweck und Geeignetheit der Festlegungen 

Nach § 1 Abs. 1 EnWG ist Zweck des EnWG eine möglichst sichere, preis-

günstige, verbraucherfreundliche, effiziente, umweltverträgliche und treib-

hausgasneutrale leitungsgebundene Versorgung der Allgemeinheit mit 

Elektrizität, Gas und Wasserstoff, die zunehmend auf erneuerbaren Ener-

gien beruht. Dabei dient die Regulierung der Elektrizitäts- und Gasversor-

gungsnetze gern. § 1 Abs. 2 Satz 1 EnWG den Zielen der Sicherstellung 

eines wirksamen und unverfälschten Wettbewerbs bei der Versorgung mit 

Elektrizität und Gas, der Sicherung eines langfristig angelegten leistungsfä-

higen und zuverlässigen Betriebs von Energieversorgungsnetzen sowie der 

gesamtwirtschaftlich optimierten Energieversorgung. 

Die mit diesem Beschluss getroffenen Festlegungen, die Vorgaben betref-

fend die Durchführung der Kostenprüfung zur Bestimmung des Ausgangsni-

veaus für die Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für die 

fünfte Regulierungsperiode der Anreizregulierung zum Gegenstand haben, 

dienen insbesondere dem legitimen Zweck der Verwirklichung der in § 1 

Abs. 1 und Abs 2 Satz 1 EnWG formulierten Ziele. So ist eine belastbare, 

einheitliche und aussagekräftige Datengrundlage unabdingbare Vorausset-

zung für die Bestimmung eines entsprechenden Ausgangsniveaus. Letzteres 

bildet die Grundlage für die Ermittlung der Erlösobergrenzen für die fünfte 

Regulierungsperiode der Anreizregulierung. All dies dient schließlich - als je-

weils tragender Bestandteil der Anreizregulierung - wiederum zur Gewähr-

leistung sowie Verwirklichung einer sicheren, preisgünstigen und effizienten 

leitungsgebundenen Versorgung der Allgemeinheit mit Energie. 

Die Festlegungen in diesem Beschluss insbesondere zu dem Umfang, dem 

Zeitpunkt und der Form der Datenerhebung sind zudem geeignet. Denn nur 

anhand der abgefragten Daten kann die Regulierungskammer das Aus-

gangsniveau bestimmen. Da nahezu sämtliche Informationen in der Sphäre 

des Netzbetreibers liegen, sieht die Regulierungskammer die Erhebung der 

Daten bei dem jeweiligen Netzbetreiber als Basis für die Festlegung der Er-

lösobergrenzen als zielförderlich, mithin als geeignet an. 
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b. Erforderlichkeit der Festlegungen 

Die mit diesem Beschluss getroffenen Festlegungen sind auch erforderlich, 

um den angestrebten Zweck zu erreichen. Denn ein gegenüber den im Rah-

men dieses Beschlusses getroffenen Festlegungen gleich wirksames, aber 

milderes Mittel zur Erreichung des verfolgten Zweckes ist nicht ersichtlich. 

So hat die Regulierungskammer bei ihrer Entscheidung auch bewertet und 

berücksichtigt, dass durch die unter Tenorziffern 1. bis 7. dieses Beschlusses 

getroffenen Festlegungen für die Regulierungskammer die Möglichkeit eröff-

net wird, die anhand dieses Festlegungsbeschlusses getroffenen Verpflich-

tungen, nach entsprechender Androhung, gemäß § 94 EnWG im Wege des 

Verwaltungszwangs durchzusetzen. Überdies ist die Regulierungskammer 

der Überzeugung, dass die Festlegungen eine zügige und verlässliche Be-

stimmung des Ausgangsniveaus nach Tenorziffer 5. RAMEN Gas sicherstel-

len. Im Einzelnen: 

(1) Festlegung in Tenorziffer 1. (Fristen und elektronische Übermitt-

lungspflicht) 

Durch Tenorziffer 1. Buchstabe a) dieses Festlegungsbeschlusses wird eine 

Verpflichtung der betroffenen Netzbetreiber, insbesondere zur fristgerechten 

Übermittlung aller zur Ermittlung des Ausgangsniveaus für den Zeitraum der 

fünften Regulierungsperiode der Anreizregulierung erforderlichen Daten ein-

geführt. Diese Anordnung ist erforderlich, um das Vorliegen einer sachge-

rechten und aussagekräftigen Datenbasis für die Bestimmung des Aus-

gangsniveaus nach Tenorziffer 5. RAMEN Gas sicherzustellen. 

Tenorziffer 1. Buchstabe b) dieses Festlegungsbeschlusses differenziert die 

Netzbetreiber danach, ob die Netzbetreiber am vereinfachten Verfahren oder 

am Regelverfahren teilnehmen und führt hieran anknüpfend unterschiedliche 

Fristen ein: 

So adressiert Doppelbuchstabe aa) ausschließlich Netzbetreiber, die am Re-

gelverfahren teilnehmen. Diese Netzbetreiber werden verpflichtet, alle nach 

Tenorziffer 1. Buchstabe a) dieses Festlegungsbeschlusses für die Ermitt-

 



— 19 — 

lung des Ausgangsniveaus zur Bestimmung der kalenderjährlichen Erlös-

obergrenzen für den Zeitraum der fünften Regulierungsperiode erforderli-

chen Unterlagen vollständig bis zum 03. August 2026 einzureichen. 

Doppelbuchstabe bb) adressiert hingegen ausschließlich Netzbetreiber, die 

als kleine Netzbetreiber i.S.v. Tenorziffern 16.1 Satz 1, 16.2 Satz 1, 16.3 

Sätze 1 und 2 RAMEN Gas bis zum 31. März 2026 einen (genehmigungsfä-

higen) Antrag auf Teilnahme am sog. vereinfachten Verfahren für die fünfte 

Regulierungsperiode der Anreizregulierung gern. Tenorziffer 16 Sätze 1 und 

2 RAMEN Gas i.V.m. Tenorziffer 1. Annexfestlegung RAEffNeF gestellt ha-

ben. Diese Netzbetreiber werden verpflichtet, alle nach Tenorziffer 1. Buch-

stabe a) dieses Festlegungsbeschlusses für die Ermittlung des Ausgangsni-

veaus zur Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für den 

Zeitraum der fünften Regulierungsperiode erforderlichen Unterlagen voll-

ständig bis zum 01. Oktober 2026 einzureichen. 

Die in Tenorziffer 1. Buchstabe b) dieses Festlegungsbeschlusses vorgese-

henen Fristbestimmungen sind erforderlich. Denn diese ermöglichen der Re-

gulierungskammer eine rechtzeitige Durchführung der Kostenprüfung zur Er-

mittlung des Ausgangsniveaus (Tenorziffer 5. RAMEN Gas) und somit eine 

rechtzeitige Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für den 

Zeitraum der fünften Regulierungsperiode (Tenorziffer 2.1 Satz 2, 4.1 Satz 1 

RAMEN Gas). 

Hinsichtlich der auf die Einreichung der Unterlagen bezogenen Fristbestim-

mungen „bis zum 03. August 2026" bzw. „bis zum 01. Oktober 2026" hatte 

die Regulierungskammer auch den durch RAMEN Gas zeitlich vorgegebe-

nen Regulierungsrahmen zu berücksichtigen: Nach Tenorziffer 2.2 RAMEN 

Gas ist der Beginn der fünften Regulierungsperiode der Anreizregulierung 

auf den 01. Januar 2028 fixiert. Grundsätzlich ist vor Beginn der Regulie-

rungsperiode nach Tenorziffer 10.1 Satz 1 RAMEN Gas von der Bundes-

netzagentur ein bundesweiter Effizienzvergleich durchzuführen. Überdies ist 

Bezugsjahr zur Bestimmung des Ausgangsniveaus und der Effizienzvorga-

ben für die fünfte Regulierungsperiode der Anreizregulierung das Basisjahr 

2025 (Tenorziffern 2.2, 2.3 Satz 2 RAMEN Gas). Vor diesem Hintergrund 

wird deutlich, dass den aufgrund dieses Festlegungsbeschlusses erhobenen 
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Kostendaten für den weiteren Verfahrensablauf tragende Bedeutung zu-

kommt. Denn diese Daten sind nicht nur Grundlage der Kostenprüfung, son-

dern insbesondere für die Durchführung des zeitlich nachgelagerten bundes-

weiten Effizienzvergleiches gern. Tenorziffer 10 RAMEN Gas unabdingbar. 

In diesem Zusammenhang musste die Regulierungskammer betreffend die 

Abgabefrist für die am Regelverfahren teilnehmenden Netzbetreiber auch die 

Vorgaben nach Tenorziffer 3.2 Sätze 1 und 2 des Beschlusses der Großen 

Beschlusskammer Energie vom 08. Dezember 2025 (Gz. GBK-25-02-2#1) 

berücksichtigen, wonach die Landesregulierungsbehörden die anerken-

nungsfähigen Gesamtkosten bis zum 31. März des der Regulierungsperiode 

vorangehenden Kalenderjahres der Bundesnetzagentur übermitteln sollen. 

Für die fünfte Regulierungsperiode der Anreizregulierung hat die Regulie-

rungskammer die anerkennungsfähigen Gesamtkosten also bis zum 31. 

März 2027 zu übermitteln. Auch vor diesem Hintergrund ist eine frühzeitige 

Datenermittlung geboten, die eine ordnungsgemäße Durchführung des bun-

desweiten Effizienzvergleiches verlässlich sicherstellt. 

Im Rahmen der Fristbestimmungen vorgesehenen Unterscheidung zwischen 

den Teilnehmern am sog. Regelverfahren und den Teilnehmer am sog. ver-

einfachten Verfahren (Tenorziffern 16.1 bis 16.6 RAMEN Gas i.V.m. Tenor-

ziffer 1 Annexfestlegung RAEffNeF) hat die Regulierungskammer berück-

sichtigt, dass für die Durchführung des bundesweiten Effizienzvergleichs nur 

die Daten der Teilnehmer des Regelverfahrens benötigt werden. Im verein-

fachten Verfahren findet ein bundesweiter Effizienzvergleich nicht statt, vgl. 

Tenorziffer 16.4 RAMEN Gas. Da im Regelverfahren daher ein größerer Zeit-

druck vorherrscht, hält die Regulierungskammer diese Differenzierung für 

geboten. In diesem Zusammenhang hat die Regulierungskammer auch be-

rücksichtigt, dass die am vereinfachten Verfahren teilnehmenden kleinen 

Netzbetreiber durch eine längere Fristsetzung jedenfalls in zeitlicher Hinsicht 

entlastet werden. 

In diesem Zusammenhang weist die Regulierungskammer auf was folgt hin: 

Aufgrund der engen Zeitabläufe betreffend die Verfahren zur Festlegung der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für den Zeitraum der fünften Regulie-

rungsperiode der Anreizregulierung im Gasbereich sind die ordnungsgemäß 
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bis zum 03. August 2026 bzw. 01. Oktober 2026 erhobenen Kostendaten für 

den weiteren Verfahrensgang maßgeblich. Die Regulierungskammer erach-

tet eine zeitnahe Nachlieferung von Kostendaten oder Nachweisen (bei-

spielsweise Wirtschaftsprüfertestaten) in begründeten Ausnahmefällen für 

möglich, sofern die Übermittlung zeitnah nach Vorliegen der entsprechenden 

Daten oder Nachweise erfolgt. 

Unter Tenorziffer 1. Buchstabe c) dieses Festlegungsbeschlusses wird an-

geordnet, dass der jeweilige Netzbetreiber seine Daten und Mitteilungen an 

das Sachgebiet 22 der jeweils zuständigen Regierung zu übersenden hat. 

Diese Anordnung trägt dem Umstand Rechnung, dass die Sachgebiete 22 

der Regierungen die Regulierungskammer nach ihrer Geschäftsordnung im 

Rahmen eines organisationsrechtlichen Mandates bei der Ausübung ihrer 

Regulierungsaufgaben (Art. 10 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BayVViVG i.V.m. § 42 Abs. 

2 Satz 1 ZustV) unterstützen. Die Übermittlung von Daten und Mitteilungen 

an die Sachgebiete 22 der Regierungen ist zur Verwaltungsvereinfachung 

geboten. Denn die Regierungen führen unter der alleinigen Fachaufsicht der 

Regulierungskammer die betriebswirtschaftlichen Prüfungstätigkeiten im Zu-

sammenhang mit dem Vollzug der Regulierungsaufgaben der Regulierungs-

kammer nach § 54 Abs. 2 EnWG durch und bereiten die Entscheidungen der 

Regulierungskammer vor. Insbesondere erfolgt die Führung der Verfahrens-

akten grundsätzlich dezentral bei den Regierungen, so dass durch eine 

Übersendung der Unterlagen an die Regierungen eine verwaltungsinterne 

Weiterleitung durch die Regulierungskammer vermieden wird. Die Ge-

schäftsordnung der Regulierungskammer ist in ihrer jeweils gültigen Fas-

sung auf der Internetseite der Regulierungskammer veröffentlicht. 

Unter Tenorziffer 1. Buchstabe d) dieses Festlegungsbeschlusses werden 

Bestimmungen betreffend die Form der nach Tenorziffer 1. Buchstabe a) zu 

übersendenden Daten und sonstiger Mitteilungen eingeführt. Die Einrei-

chung der vorstehenden Unterlagen und Mitteilungen sollen vollständig in 

elektronischer Form erfolgen. Die elektronisch übermittelten Dokumente 

müssen jeweils dauerhaft lesbar sein. Sämtliche elektronisch übermittelten 

Dokumente müssen unter Verwendung entsprechender Softwarepro-
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grannme durch die Regulierungskammer und das Sachgebiet 22 der jeweili-

gen Bezirksregierung automatisch durchsuchbar sein. Dies bedeutet, dass 

es möglich sein muss, das Dokument mittels einer Suchfunktion automatisch 

nach eingegebenen Begriffen zu durchsuchen. Daher müssen die eingege-

benen Informationen nicht als Bild, sondern als Text in das Dokument einge-

bunden sein. Dies gilt ausweislich des Satzes 3 nicht nur für den eingegebe-

nen Fließtext, sondern auch für tabellarische Darstellungen. Die Sicherstel-

lung einer automatischen Durchsuchbarkeit ist aus Sicht der Regulierungs-

kammer erforderlich, um eine zielorientierte und effiziente Auswertung der 

Dokumente sicherzustellen. 

(2) Festlegung in Tenorziffer 2. (Erhebungsbogen) 

Durch Tenorziffer 2. dieses Festlegungsbeschlusses wird die Verpflichtung 

der Netzbetreiber eingeführt, sämtliche zur Ermittlung des Ausgangsniveaus 

betreffend die fünfte Regulierungsperiode der Anreizregulierung erforderli-

che Daten im Erhebungsbogen einzutragen. Dabei ordnet die Regulierungs-

kammer ausdrücklich an, ausschließlich die von ihr im Internet bereitgestellte 

XLSX-Datei mit Blattschutz zu verwenden und zu übermitteln. Die Regulie-

rungskammer weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass dieser Erhe-

bungsbogen nicht mit demjenigen, der von der Bundesnetzagentur bereitge-

stellt wurde, identisch ist. Der regulierungskammereigene Erhebungsbogen 

fragt insgesamt weniger Daten ab und ist somit weniger umfangreich als der 

bundesnetzagentureigene Erhebungsbogen. 

Die Bereitstellung eines - von Netzbetreibern in Zuständigkeit der Regulie-

rungskammer zu nutzenden - einheitlichen Datenformats ermöglicht die ver-

einfachte Dateneingabe auf der Grundlage einer nutzerfreundlichen Bedie-

neroberfläche. Das Datenformat gewährleistet ferner das Zustandekommen 

einheitlicher Datensätze im Rahmen der jeweiligen Verfahren und ist somit 

eine notwendige Voraussetzung für eine zügige und verlässliche Bestim-

mung des Ausgangsniveaus im Sinne der Tenorziffer 5. RAMEN Gas. 

Der genannte Erhebungsbogen in seiner jeweils aktuellsten Version ist - un-

ter Beachtung der im Tenor enthaltenen Hinweise - nach Tenorziffer 2. Satz 
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4 Buchstaben a) bis d) dieses Festlegungsbeschlusses grundsätzlich voll-

ständig und richtig ausgefüllt und ohne Veränderung der Struktur - beispiels-

weise durch unzulässiges Einfügen oder Streichen von einzelnen Tabellen-

blättern, Spalten oder Zeilen - elektronisch an die jeweils zuständige Regie-

rung, Sachgebiet 22, zu übermitteln. Der Erhebungsbogen ist ausschließlich 

ein Eingabebogen, welcher schreibgeschützt zur Verfügung gestellt wird. 

Nur dies ermöglicht eine zügige und zuverlässige Kostenprüfung, wie insbe-

sondere die Erfahrungen aus den vorangegangenen Gasnetzentgeltgeneh-

migungsverfahren gezeigt haben. Schriftliche Mitteilungen zur Änderung ein-

zelner Felder eines Erhebungsbogens oder die Übersendung von Teilen 

oder eines (korrigierten) neuen Erhebungsbogens erfüllen nicht die notwen-

digen Mindestvoraussetzungen und können aus technisch-administrativen 

Gründen nicht berücksichtigt werden. Bei Verletzung der oben genannten 

Verpflichtungen stehen der Regulierungskammer die Befugnisse nach § 94 

EnWG zur Verfügung. 

Nach Tenorziffer 2. Satz 4 Buchstabe b) dieses Festlegungsbeschlusses hat 

der Netzbetreiber die auf den Erhebungsbogen bezogenen Ausfüllhinweise 

zu beachten, die der auf der Webseite der Regulierungskammer veröffent-

lichten Datei „Anlage 2" (www.regulierungskammer-bayern.de —> Veröffent-

lichungen —> Veröffentlichungen zu Festlegungen der Bundesnetzagentur —> 

Festlegung Datenerhebung Erlösobergrenze fünfte Regulierungsperiode 

Gas —> Anlage 2) zu entnehmen sind. Die Regulierungskammer verzichtet 

lediglich aus verwaltungsökonomischen Gründen darauf, einen Ausdruck 

dieser Datei diesem Festlegungsbeschluss als physische Anlage beizufü-

gen. Die Inhalte der genannten Datei „Anlage 2" sind jedoch unmittelbar Be-

standteil dieser Festlegung. Diese Anordnungen sind erforderlich, um durch 

das Vorliegen möglichst strukturierter und einheitlicher Daten der verschie-

denen Unternehmen eine vereinfachte und zügige Prüfung durch die Regu-

lierungskammer zu ermöglichen. In diesem Zusammenhang weist die Regu-

lierungskammer darauf hin, dass die soeben erwähnte Datei auf Vorlagen 

der Bundesnetzagentur beruht, die bundesweit zur Anwendung kommen. Da 

sich der regulierungskammereigene Erhebungsbogen, wie erwähnt, in Teilen 

erheblich von dem seitens der Bundesnetzagentur zur Verfügung gestellten 
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Erhebungsbogen unterscheidet, kann es in einzelnen Punkten zu Abwei-

chungen zwischen den Festlegungen des vorliegenden Beschlusses und der 

soeben erwähnten Datei „Anlage 2" kommen. In diesem Fall sind die Vorga-

ben dieses Festlegungsbeschlusses, insbesondere hinsichtlich Tenorziffer 

2. Satz 4 Buchstaben c) und d), vorrangig. 

Unter Tenorziffer 2. Satz 4 Buchstabe c) dieses Festlegungsbeschlusses 

sind darüber hinaus einige Erleichterungen und Hinweise der Regulierungs-

kammer im Hinblick auf das Ausfüllen des Erhebungsbogens durch die Netz-

betreiber enthalten. Entsprechendes gilt zudem für Tenorziffer 2. Satz 4 

Buchstabe d) dieses Festlegungsbeschlusses. 

Betreffend die unter Tenorziffer 2. Buchstabe d) Doppelbuchstabe bb) dieses 

Beschlusses aufgeführten Positionen bittet die Regulierungskammer, die je-

weiligen Einzelpositionen nach Aufwands- bzw. Ertragsart zu gliedern. Diese 

Vorgehensweise dient aus Sicht der Regulierungskammer zur Beschleuni-

gung der Prüfungstätigkeit. 

Sofern - über diese Festlegung unter dieser Tenorziffer hinaus - weitere Da-

ten für die Prüfung der Kostenbasis oder spätere Auswertungen benötigt 

werden, behält sich die Regulierungskammer ausdrücklich vor, diese unter 

Verwendung von Teilen des Erhebungsbogens oder des vollständigen Erhe-

bungsbogens nachzufordern. 

(3) Festlegung in Tenorziffer 3. (Bericht über die Ermittlung der Kos-

ten) 

Unter Tenorziffer 3. dieses Festlegungsbeschlusses wird die Verpflichtung 

des Netzbetreibers eingeführt, einen Bericht über die Ermittlung der Kosten 

nebst Anhang und Anlagen zu erstellen und jeweils zu übermitteln. Die Re-

gulierungskammer hat bei ihrer Entscheidung insbesondere berücksichtigt, 

dass nahezu sämtliche Informationen in der Sphäre des Netzbetreibers lie-

gen. Insofern ist die Regulierungskammer der Auffassung, dass den Netzbe-

treiber eine besondere Mitwirkungspflicht trifft, die auch eine Aufarbeitung 

der Informationen umfasst. Nur auf diese Weise können sachkundige Dritte 
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in der gebotenen Zeit schnellstmöglich in die Lage versetzt werden, Kosten-

artenrechnungen nachvollziehen zu können. Tenorziffer 3. Satz 2 dieses 

Festlegungsbeschlusses stellt klar, dass Tenorziffer 1. dieses Beschlusses 

entsprechend anzuwenden ist. Jedoch gelten Tenorziffer 1. d) Sätze 2 und 3 

dieses Festlegungsbeschlusses, die Pflichten betreffend eine automatische 

Durchsuchbarkeit von Dokumenten anordnen, nicht für den Anhang und die 

Anlagen zum Bericht. Die Regulierungskammer würde es jedoch begrüßen, 

wenn insbesondere auch die als elektronische Anlagen zum Bericht beige-

fügten Dokumente, wie beispielsweise Vertragsunterlagen, in ein durchsuch-

bares Format überführt werden würden. Dies kann im Falle eingescannter 

Papierdokumente beispielsweise mit der Funktion „Text erkennen", die in 

gängiger Software zur PDF-Erstellung und Bearbeitung enthalten ist, vorge-

nommen werden. Denn nach Auffassung der Regulierungskammer stellt 

eine automatische Durchsuchbarkeit eine zielorientierte und effiziente Aus-

wertung von Dokumenten sicher. 

Überdies ordnet die Regulierungskammer an, dass der Bericht in Struktur 

und Inhalt nach der auf der Webseite der Regulierungskammer (www.regu-

lierungskammer-bayern.de —> Veröffentlichungen --> Veröffentlichungen zu 

Festlegungen der Bundesnetzagentur —> Festlegung Datenerhebung Erlös-

obergrenze fünfte Regulierungsperiode Gas --> Anlage 1) veröffentlichten 

Datei „Anlage 1" zu erstellen ist. Diese Festlegungsanordnungen sind indes 

erforderlich, um durch das Vorliegen möglichst strukturierter und einheitlicher 

Daten der verschiedenen Unternehmen eine vereinfachte und zügige Prü-

fung durch die Regulierungskammer zu ermöglichen. Die Regulierungskam-

mer verzichtet lediglich aus verwaltungsökonomischen Gründen darauf, ei-

nen Ausdruck dieser Datei „Anlage 1" diesem Festlegungsbeschluss als phy-

sische Anlage beizufügen. Die Inhalte der genannten Datei „Anlage 1" sind 

jedoch unmittelbar Bestandteil dieser Festlegung. Diese Festlegung ist erfor-

derlich, um durch das Vorliegen möglichst strukturierter und einheitlicher Da-

ten der verschiedenen Unternehmen eine vereinfachte und zügige Prüfung 

durch die Regulierungskammer zu ermöglichen. 
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Auch betreffend die Datei „Anlage 1" ist zu beachten, dass diese auf Vorla-

gen der Bundesnetzagentur beruht, die bundesweit zur Anwendung kom-

men. Die Regulierungskammer hat, wie erwähnt, Anordnungen getroffen, die 

sich von dem Vorgehen der Bundesnetzagentur unterscheiden. Sofern in 

einzelnen Punkten Abweichungen zwischen diesem Festlegungsbeschluss 

und den Inhalten der vorstehend erwähnten Datei „Anlage 1" bestehen, sind 

die in diesem Festlegungsbeschluss getroffenen Festlegungen vorrangig zu 

beachten. 

(4) Festlegung in Tenorziffer 4. (mehrere Netzgebiete) 

Die Festlegungen unter Tenorziffer 4. dieses Festlegungsbeschlusses betref-

fen solche Netzbetreiber, die mehrere Netzgebiete betreiben. In solchen Fall-

konstellationen sind die einzelnen Netzbereiche namentlich zu bezeichnen, 

ihnen jeweils eine eigene Netznummer zuzuordnen und der zugehörige ge-

sonderte Erhebungsbogen sowie der gesonderte Bericht über die Ermittlung 

der Kosten nebst Anhang und Anlagen jeweils unter Angabe des Netzna-

mens und der jeweiligen Netznummer an die jeweils zuständige Regierung, 

Sachgebiet 22 (die entsprechende Geltung der Tenorziffer 1. dieses Festle-

gungsbeschlusses ist angeordnet), zu übermitteln. Die Regulierungskammer 

hält diese Vorgehensweise zurAbgrenzung der unterschiedlichen Netzberei-

che sowie zur zweifelsfreien Zuordnung der übermittelten Dokumente für er-

forderlich. So stehen die Daten strukturiert zur Verfügung und können von 

der Regulierungskammer mit vertretbarem Zeit- und Verwaltungsaufwand 

genutzt werden. 

Es wird klargestellt, dass die verwendeten Netznummern nicht bei der Regu-

lierungskammer oder der Bundesnetzagentur beantragt werden müssen, 

sondern durch die Unternehmen selbst in sinnvoller Art und Weise zu verge-

ben sind (Beispiel: „Netzbereich 1", „Netzbereich 2" etc.). Gleiches gilt für die 

namentliche Bezeichnung der Netzbereiche (Beispiel: „Netzbereich A-stadt", 

„Netzbereich B-stadt" etc.). 
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(5) Festlegung in Tenorziffer 5. (vollständiger Netzübergang) 

Die Festlegung unter Tenorziffer. 5 dieses Beschlusses ist für den Fall erfor-

derlich, dass nach dem Ende des Basisjahres, das der Kostenprüfung zu-

grunde liegt, ein Netzgebiet vollständig auf einen anderen Netzbetreiber 

übergeht. Denn dann sind die Informationen über dieses Netzgebiet noch 

nicht im entsprechenden Jahresabschluss des aufnehmenden Netzbetrei-

bers, sondern im Jahresabschluss des abgebenden Netzbetreibers enthal-

ten. Anderes gilt bei Teilnetzübergängen: Denn hier werden die mit dem 

übergehenden Netzteil korrespondierenden Kosten und Erlöse beim abge-

benden Netzbetreiber geprüft und sodann entweder i.S.d. Tenorziffern 15.2, 

15.6 RAMEN Gas oder Tenorziffern 15.3, 15.4, 15,7 RAMEN Gas auf den 

aufnehmenden Netzbetreiber übertragen. Hingegen endet bei vollständigen 

Netzübergängen i.S.d. Tenorziffer 15.1 RAMEN Gas die Existenz des abge-

benden Netzbetreibers. Daher kann auch keine Kostenprüfung mehr bei ihm 

stattfinden. Um die Prüfung der Kosten des übergehenden Netzgebietes zu 

gewährleisten, hat der aufnehmende Netzbetreiber deshalb einen gesonder-

ten Erhebungsbogen und einen gesonderten Bericht nebst Anhang für das 

übergehende Netzgebiet zu übermitteln. Für die Übermittlung und den Inhalt 

gelten die in diesem Festlegungsbeschluss getroffenen Festlegungen ent-

sprechend. 

(6) Festlegung in Tenorziffer 6. (Überlassung betriebsnotwendiger 

Anlagegüter) 

Unter Tenorziffer 6. dieses Festlegungsbeschlusses werden Regelungen für 

den Fall der Überlassung betriebsnotwendiger Anlagegüter durch Dritte an 

den Netzbetreiber getroffen. In diesen Konstellationen hält es die Regulie-

rungskammer für erforderlich, dass nicht nur ein Erhebungsbogen für den 

Netzbetreiber, sondern darüber hinaus ein weiterer Erhebungsbogen für den 

Dritten betreffend der von diesem an den Netzbetreiber überlassenen be-

triebsnotwendigen Anlagengüter (sog. Verpächter-Erhebungsbogen) erstellt 

und eingereicht wird. Dabei hat die Regulierungskammer berücksichtigt, 

dass durch eine derartige Vorgehensweise nicht nur die sachgerechte Prü-

fung der beim Netzbetreiber zu berücksichtigenden Aufwendungen für über-
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lassene Anlagegüternach den Vorgaben der Tenorziffer 5. GasNEF ermög-

licht wird. Vielmehr wird hierdurch auch eine Abgrenzung der unterschiedli-

chen Überlassungsverhältnisse und die zweifelsfreie Zuordnung der zu über-

mittelnden Dokumente sichergestellt. Die durch Tenorziffer 6. dieses Be-

schlusses vorgesehene Vereinheitlichung im Wege der Festlegung gewähr-

leistet, dass die Regulierungskammer die für die Bestimmung des Ausgangs-

niveaus vorgesehenen Daten mit einem vertretbaren Zeit- und Verwaltungs-

aufwand ermitteln und nutzen kann, da die Daten strukturiert und einheitlich 

zur Verfügung stehen. 

Zur Entlastung des Netzbetreibers ist das Ausfüllen des Verpächter-Erhe-

bungsbogens grundsätzlich auf wenige Tabellenblätter des Erhebungsbo-

gens (Tenorziffer 2. dieses Festlegungsbeschlusses findet, mit Ausnahme 

der Tenorziffer 2. Satz 4 Buchstaben c) und d), Anwendung) beschränkt. Ab-

weichend zur Fassung im Rahmen der Anhörung sind die Tabellenblätter 

A_Stammdaten, B_Bilanz und C.1_Sonstiges (mit Ausnahme der Daten für 

die Jahre 2021 bis 2024) zu befüllen. Die Regulierungskammer hat hierbei 

insbesondere berücksichtigt, dass Verknüpfungen im Erhebungsbogen die 

Befüllung erforderlich machen. 

Sofern jedoch weitere Daten für die Prüfung der Kostenbasis oder spätere 

Auswertungen benötigt werden, behält sich die Regulierungskammer aus-

drücklich vor, diese nachzufordern. Die zu verwendenden Verpächtemum-

mem sind von dem Netzbetreiber selbst in nachvollziehbarer Weise zu ver-

geben und somit weder bei der Regulierungskammer noch der Bundesnetz-

agentur zu beantragen. 

(7) Festlegung in Tenorziffer 7. (Erbringung von Dienstleistungen 

durch verbundene Unternehmen) 

Nach der Tenorziffer 7. dieses Festlegungsbeschlusses ist im Falle der Er-

bringung von Dienstleistungen durch mit dem jeweiligen Netzbetreiber ver-

bundene Unternehmen im Sinne des § 6b Abs. 2 EnVVG i. V. m. § 271 Abs. 2 

HGB, sofern die Kosten für eine einzelne Dienstleistung 5% der angepassten 

Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2025 (ohne vorgelagerte Netzkosten) 



— 29 — 

übersteigen, der jeweilige Netzbetreiber zusätzlich dazu verpflichtet, in ei-

nem gesonderten Dienstleisterbogen die Tabellenblätter A_Stammdaten, 

C_GuV, Cl Sonstiges (mit Ausnahme der Daten für die Jahre 2021 bis 

2023), D1 SAV, D2 Zuschüsse und D3 VVAV vollständig zu befüllen und 

einzureichen. Hierbei ist zu beachten, dass alle von dem mit dem Netzbe-

treiber verbundenen Unternehmen erbrachten Dienstleistungen aufzuführen 

sind. Vorstehendes Vorgehen ermöglicht der Regulierungskammer eine 

sachgerechte Prüfung der beim jeweiligen Netzbetreiber anfallenden Auf-

wendungen für die Erbringung von Dienstleistungen nach den Grundsätzen 

der Tenorziffer 6. GasNEF. 

Abweichend zur Fassung im Rahmen der Anhörung sind die Tabellenblätter 

A Stammdaten und C.1 Sonstiges (mit Ausnahme der Daten für die Jahre 

2021 bis 2023) zu befüllen. Die Regulierungskammer hat hierbei insbeson-

dere berücksichtigt, dass Verknüpfungen im Erhebungsbogen die Befüllung 

erforderlich machen. 

Bei der Erbringung von Dienstleistungen durch mehrere verbundene Dritte, 

die die Kostenschwelle überschreiten, ist nach Buchstabe b) jeweils eine fort-

laufende Dienstleistungsnummer zu verwenden. Die verwendeten Dienst-

leisternummern müssen nicht bei der Regulierungskammer oder der Bun-

desnetzagentur beantragt werden, sondern sind durch die Unternehmen 

selbst in sinnvoller Art und Weise zu vergeben (Beispiel: „Dienstleister 1", 

„Dienstleister 2" etc.). 

Sofern — über die Festlegung unter dieser Tenorziffer hinaus — weitere Daten 

für die Prüfung der Kostenbasis oder spätere Auswertungen benötigt wer-

den, behält sich die Regulierungskammer ausdrücklich vor, diese unter Ver-

wendung von Teilen des Erhebungsbogens oder des vollständigen Erhe-

bungsbogens nachzufordern. 

Die Festlegungen unter der Tenorziffer 7. dieses Festlegungsbeschlusses 

sind zur Abgrenzung der unterschiedlichen Dienstleistungsverhältnisse und 

zur zweifelsfreien Zuordnung der übermittelten Dokumente erforderlich. Die 

unter dieser Tenorziffer vorgesehene Vereinheitlichung im Wege der Festle-

gung gewährleistet, dass die Regulierungskammer die für die Bestimmung 
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des Ausgangsniveaus vorgesehenen Daten mit einem vertretbaren Zeit- und 

Verwaltungsaufwand ermitteln und nutzen kann, da die Daten strukturiert 

und einheitlich zur Verfügung stehen. 

c. Angemessenheit und Verhältnismäßigkeit der Festlegungen 

Die in diesem Beschluss getroffenen Festlegungen, insbesondere zum Um-

fang, Zeitpunkt und Form der Datenerhebung sind schließlich auch ange-

messen und dem jeweiligen Netzbetreiber damit zumutbar. Der Nutzen der 

Datenerhebung steht im Hinblick auf die Erreichung des angestrebten Ziels 

nicht außer Verhältnis zu den durch sie herbeigeführten Beeinträchtigungen. 

Die Regulierungskammer hat der Angemessenheit der vorliegenden Festle-

gungen insbesondere auch dadurch Rechnung getragen, dass in der Tenor-

ziffer 2. Satz 4 Buchstabe c) sowie in den Tenorziffern 6. Buchstabe a) und 

7. Buchstabe a) dieses Festlegungsbeschlusses zugunsten der Netzbetrei-

ber eine Reihe von Verfahrenserleichterungen vorgesehen sind, die zu einer 

Entlastung von regulatorischem Aufwand führen. Insofern hat die Regulie-

rungskammer in ihre Betrachtung mit einbezogen, dass der Umfang der für 

die Kostenprüfung abzufragenden Daten auf ein notwendiges Mindestmaß 

reduziert wird. In diesem Zusammenhang hat die Regulierungskammer auch 

berücksichtigt, dass die Tabellenblätter des Erhebungsbogens teilweise Ver-

knüpfungen untereinander aufweisen, die ein erneutes Ausfüllen überflüssig 

machen. Vor diesem Hintergrund erweist sich der bei den Netzbetreibern 

durch den festgelegten Datenumfang entstehende Aufwand auch als verhält-

nismäßig. Der mehrfach vorgebrachte Einwand, der Umfang der angeforder-

ten Daten sei zu hoch und könne nicht zu einem Bürokratieabbau beitragen, 

verfängt nicht. Denn der Abfrageumfang ist gegenüber den vorherigen Re-

gulierungsperioden teils deutlich reduziert. So bezieht sich beispielsweise 

die Abfrage der Bilanzdaten für den Gasnetzbetrieb nur noch auf die Position 

der Vorräte. Im Gegensatz zu dem von der Beschlusskammer 9 der Bundes-

netzagentur zur Verfügung gestellten Erhebungsbogen bezieht sich der re-

gulierungskammereigene Erhebungsbogen nicht auf drei Jahre, sondern 

weitgehend nur auf zwei Jahre. Letzteres gilt nunmehr auch für das im Erhe-

bungsbogen enthaltene Tabellenblatt „Cl Sonstiges" betreffend die sog. 

„sonstige GUV"- Positionen. Diesbezüglich ist die Regulierungskammer nach 
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der durchgeführten Anhörung zu der Auffassung gelangt, dass der aus der 

fünfjährigen Zeitreihenabfrage resultierende Erkenntnisgewinn zu gering ist, 

um die netzbetreiberseitige Mehrbelastung zu rechtfertigen, so dass die Da-

tenabfrage hier auf zwei Jahre zu reduzieren war. Betreffend die übrigen, im 

Rahmen des im Erhebungsbogen enthaltenen Tabellenblattes „C1_Sonsti-

ges" abgefragten Positionen bleibt es bei einer fünfjährigen Zeitreihenab-

frage. Denn nach Auffassung der Regulierungskammer lassen sich — auch 

vor dem Hintergrund der Erfahrungen im Rahmen der Kostenprüfungen der 

Vorjahre — entgegen den Ausführungen in einigen Stellungnahmen durch die 

Betrachtung vergangener Zeiträume durchaus mögliche Besonderheiten des 

Geschäftsjahres i.S.d. Tenorziffer 5.4 RAMEN Gas identifizieren, weshalb 

die netzbetreiberseitig administrative Mehrbelastung auch aus Gründen des 

Verbraucherschutzes gerechtfertigt erscheint. Die jeweiligen Abfragen er-

möglichen es der Regulierungskammer überhaupt, Besonderheiten des Ge-

schäftsjahres nach Tenorziffer 5.4 RAMEN Gas auch genauer prüfen zu kön-

nen. Nach höchstrichterlicher Rechtsprechung steht es im pflichtgemäßen 

Ermessen der Regulierungsbehörde, wie sie ihrer Pflicht zur Ermittlung von 

Besonderheiten des Geschäftsjahres nachkommt und insbesondere welche 

Angaben und Unterlagen sie dafür vom Netzbetreiber verlangt (BGH, Be-

schluss vom 18. November 2025, EnVR 48/22). Im Übrigen war auch in die-

sem Zusammenhang insbesondere zu berücksichtigen, dass nach den all-

gemeinen verwaltungsverfahrensrechtlichen Grundsätzen die Netzbetreiber 

eine besondere Mitwirkungspflicht bezüglich der Bereitstellung von Informa-

tionen, die in seiner Sphäre liegen, trifft. Denn der Netzbetreiber muss darle-

gen und beweisen, dass die von ihm geltend gemachten Kosten tatsächlich 

entstanden und dem Netzbetrieb zuzuordnen sind. Betreffend den Umfang 

der abgefragten Daten im Rückstellungsspiegel hat die Regulierungskam-

mer insbesondere berücksichtigt, dass die Aufwendungen und Erträge im 

Zusammenhang mit der Bildung und Auflösung von Rückstellungen Auswir-

kungen in der GuV haben. Die Angaben im Tabellenblatt „B1-RSt_Spiegel" 

des Erhebungsbogens ermöglichen es der Regulierungskammer, genauer 

prüfen zu können, ob dabei Besonderheiten des Geschäftsjahres nach Te-

norziffer 5.4 RAMEN Gas vorliegen oder nicht. 
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d. Adressatenkreis 

Insbesondere Tenorziffer 1. dieses Festlegungsbeschlusses konkretisiert 

den Adressatenkreis des Beschlusses. Die Regulierungskammer musste in 

diesem Zusammenhang zwingend berücksichtigen, dass der Adressaten-

kreis der durch Tenorziffern 1. bis 7. dieses Beschlusses geregelten Bestim-

mungen im Kontext der in RAMEN Gas und GasNEF enthaltenen Regelun-

gen, insbesondere Tenorziffern 1. und 16. RAMEN Gas zu sehen ist. Insofern 

wird ausdrücklich klargestellt, dass die jeweiligen Regelungen zu den Adres-

saten der Festlegung RAMEN Gas und GasNEF durch den vorliegenden 

Festlegungsbeschluss nicht nur unberührt bleiben, sondern stets auch im 

Rahmen dieses Festlegungsbeschlusses zu beachten sind. 

Demnach richtet sich (auch) der vorliegende Beschluss zunächst an alle Be-

treiber von Gasverteilernetzen im Sinne des § 3 Nr. 14 EnWG (vgl. Tenorzif-

fer 1 Satz 1 RAMEN Gas) in örtlicher und sachlicher Zuständigkeit der Re-

gulierungskammer, mit Ausnahme von Betreibern von geschlossenen Vertei-

lernetzen nach § 110 EnWG (vgl. Tenorziffer 1 Satz 2 RAMEN Gas) und mit 

Ausnahme von Netzbetreibern, die eine Genehmigung nach § 23a EnWG 

erhalten haben. Darüber hinaus wird ausdrücklich klargestellt, dass dieser 

Festlegungsbeschluss nicht solche Verteilernetzbetreiber adressiert, denen 

eine Teilnahme am Verfahren für Kleinstnetzbetreiber im Sinne der Tenorzif-

fern 16.7 bis 16.10 RAMEN Gas für den Zeitraum der fünften Regulierungs-

periode der Anreizregulierung gem. § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. Tenorziffern 

16.9 Satz 1 und 16.6 Sätze 1 und 2 RAMEN Gas i.V.m. Tenorziffern 1. und 2. 

Annexfestlegung KIstNe Gas für ihr Gasverteilernetz genehmigt wurde bzw. 

die einen genehmigungsfähigen Antrag auf Teilnahme am Verfahren für 

Kleinstnetzbetreiber für den Zeitraum der fünften Regulierungsperiode der 

Anreizregulierung gestellt haben. Denn, weil die Regulierungskammer die 

Kleinstnetzbetreiberregelung der Ziffer 16.8 bis 16.10 RAMEN Gas für ihren 

Zuständigkeitsbereich im Wege der Annexfestlegung KIstNe Gas eingeführt 

hat, sind solche Kleinstnetzbetreiber gern. Tenorziffer 16.7 Satz 1 RAMEN 

Gas von der Anwendung der Anreizregulierung nach Tenorziffer 2.1 RAMEN-
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Gas ausgenommen. Schließlich gelten die Anordnungen dieses Festle-

gungsbeschlusses, wie ausdrücklich festgestellt, nur für Teilnehmer am sog. 

Regelverfahren und sog. vereinfachten Verfahren der Anreizregulierung. 

Die nachfolgend aufgeführten Dateien, die auf der Internetseite der Regulie-

rungskammer veröffentlicht sind, sind Bestandteil dieses Festlegungsbe-

schlusses. Zu finden sind diese, wie folgt: 

- Datei „Erhebungsbogen für die fünfte Regulierungsperiode Gas": ist 

im Internet auf der Internetseite der Regulierungskammer unter 

nachfolgender Adresse abrufbar: www.regulierungskammer-

bayern.de --> Veröffentlichungen ---> Veröffentlichungen zu 

Festlegungen der Bundesnetzagentur ---> Festlegung Datener-

hebung Erlösobergrenze fünfte Regulierungsperiode Gas --> 

Erhebungsbogen für die fünfte Regulierungsperiode Gas 

- Datei „Anlage 1": ist im Internet auf der Internetseite der Regulierungs-

kammer unter nachfolgender Adresse abrufbar: www.regulie-

rungskammer-bayern.de ---> Veröffentlichungen ---> Veröffentli-

chungen zu Festlegungen der Bundesnetzagentur --> Festle-

gung Datenerhebung Erlösobergrenze fünfte Regulierungspe-

riode Gas --> Anlage 1 

- Datei „Anlage 2": ist auf der Internetseite der Regulierungskammer unter 

nachfolgender Adresse abrufbar: www.regulierungskammer-

bayern.de --> Veröffentlichungen ---> Veröffentlichungen zu 

Festlegungen der Bundesnetzagentur --> Festlegung Datener-

hebung Erlösobergrenze fünfte Regulierungsperiode Gas --> 

Anlage 2 
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IV. 

Die Entscheidung unter Tenorziffer 8. dieses Beschlusses beruht auf § 73 

Abs. la Satz 4 EnWG i.V.m. § 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG des Verwaltungsver-

fahrensgesetzes (VwVfG) vom 25. Mai 1976 in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 23. Januar 2003 (BGBl. l S. 102). 

Aufgrund des Umstandes, dass die in diesem Festlegungsbeschluss ge-

troffenen Entscheidungen gegenüber einer Vielzahl von Netzbetreibern er-

gehen, hat sich die Regulierungskammer — in Ausübung des ihr nach § 73 

Abs. 1 a Satz 1 EnWG eingeräumten Ermessens — entschlossen, die Zustel-

lung ihrer Entscheidungen durch eine öffentliche Bekanntmachung zu erset-

zen. Die öffentliche Bekanntmachung wird dadurch bewirkt, dass der verfü-

gende Teil der Festlegung, die Rechtsmittelbelehrung und ein Hinweis auf 

die Veröffentlichung der vollständigen Entscheidung (einschließlich ihrer Be-

standteile Datei „Anlage 1", Datei „Anlage 2" und Datei „Erhebungsbogen") 

auf der Internetseite der Regulierungskammer und im Amtsblatt der Regulie-

rungskammer, dem Bayerischen Ministerialblatt, bekannt gemacht werden 

(§ 73 Abs. la Satz 2 EnWG). Die Entscheidung gilt grundsätzlich gemäß 

§ 73 Abs. 1 a Satz 3 Halbsatz 1 EnWG mit dem Tage als zugestellt, an dem 

seit dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Regulierungskammer 

zwei Wochen verstrichen sind, worauf gemäß § 73 Abs. la Satz 3 Halb-

satz 2 EnWG hinzuweisen ist. Gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG, der über 

§ 73 Abs. la Satz 4 EnWG auch auf Entscheidungen der Regulierungskam-

mer entsprechend gilt, kann aber in einer Allgemeinverfügung ein hiervon 

abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende 

Tag bestimmt werden. Aufgrund des Umstandes, dass es sich bei diesem 

Festlegungsbeschluss der Regulierungskammer, der an alle Betreiber von 

Gasverteilernetzen im Sinne des § 3 Nr. 14 EnWG, die für den Zeitraum der 

fünften Regulierungsperiode der Anreizregulierung am Regelverfahren oder 

am vereinfachten Verfahren der Anreizregulierung teilnehmen, im Zuständig-

keitsbereich der Regulierungskammer, mithin an einen nach allgemeinen 

Merkmalen bestimmbaren Personenkreis adressiert ist und einen konkreten 

Einzelsachverhalt regelt, um eine Allgemeinverfügung im Sinne des § 35 

Satz 2 VwVfG handelt (vgl. hierzu BGH, Beschluss vom 29.04.2008 
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— KVR 28/07, BeckRS 2008, 14197, Rn. 8 ff. — EDIFACT), war ein solches 

„Vorziehen" des Bekanntgabe- und Zustellungsfiktionszeitpunktes und damit 

des Wirksamwerdens dieses Beschlusses gemäß Art. 43 Abs. 1 Satz 1 

BayVwVfG möglich. Diese Abweichung von dem in § 73 Abs. la Satz 3 

EnWG für den Fall der öffentlichen Bekanntmachung einer Festlegung gere-

gelten Grundsatz erfolgte unter pflichtgemäßer Ausübung des der Regulie-

rungskammer eingeräumten Ermessens („kann"). Denn durch diese vom 

Grundsatz abweichende Bestimmung des Zeitpunktes der Bekanntgabe 

bzw. des Wirksamwerdens dieses Beschlusses wird sichergestellt, dass die 

Festlegung bereits vor dem 01. Juli 2026 wirksam werden kann. Hierdurch 

wird den betroffenen Netzbetreibern die Einhaltung der unter Tenorziffer 2. 

dieses Festlegungsbeschlusses vorgesehenen Frist erleichtert. Denn sie 

können sich rascher auf den durch diesen Beschluss festgelegten Umfang 

der verpflichtenden Datenlieferung zur Ermittlung des Ausgangsniveaus ein-

stellen und beginnen, die erforderlichen Unterlagen abschließend vorzube-

reiten. 

V. 

Die Entscheidung unter Tenorziffer 9. dieses Beschlusses beruht auf § 91 

Abs. 1 Satz 3 EnWG. Die in diesem Beschluss unter Tenorziffern 1. bis 8. 

getroffenen Entscheidungen ergehen nach § 91 Abs. 1 Satz 3 EnWG kos-

tenfrei, da die Zustellung dieses Beschlusses nach § 73 Abs. la EnWG 

durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt wird. 

Die Regulierungskammer hat sich aus Gründen der Verfahrensökonomie 

entschlossen, von der Möglichkeit einer Gebührenerhebung nach § 91 

Abs. 1 Satz 4 EnWG keinen Gebrauch zu machen. Eine Gebührenerhebung 

nach dieser Vorschrift setzt voraus, allen betroffenen Netzbetreibern entwe-

der den Beschluss selbst oder einen schriftlichen Hinweis auf die öffentliche 

Bekanntmachung förmlich zuzustellen. Ein solches Vorgehen würde der von 

der Regulierungskammer durch eine öffentliche Bekanntmachung intendier-

ten Reduzierung des Verwaltungsaufwandes jedoch widersprechen. 




